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KURZ KOMMENTIERT

Renten

Fehlspezifiziertes System

Ein Ein ideales System zeichnet sich dadurch aus, daß es 
sichsich durch entsprechende Rückkoppelungseffekte 
neuneuen Entwicklungen endogen anpaßt und nicht 
andandauernd korrigierender Eingriffe von außen bedarf. 
HierHieran gemessen, scheint unser Rentensystem alles 
andandere als ein ideales System zu sein. Die Tinte unter 
denden kürzlich getroffenen neuen Regelungen u.a. zur 
FrülFrühverrentung ist noch nicht gänzlich trocken, da 
sch'scheinen schon weitere Sparpläne in Arbeit zu sein.

L Laut Bundesarbeitsminister Blüm soll es sich um 
ÄncÄnderungen „im System“ , aber nicht „des Systems“ 
hanhandeln, mit anderen Worten, das System war bisher 
schschon -  zumindest in einigen Punkten -  fehlspezifi- 
zierziert. Die meisten in der Diskussion vorgebrachten 
PosPosten haben in der Tat in einer Versicherung wenig 
zu zu suchen: Die Anrechnung von Ausbildungsjahren 
bei bei den Renten verletzt das Prinzip, daß sich die 
RerRenten nach den Beitragsleistungen rechnen sollen. 
FraiFrauen sollen ab 1999 erst mit 63 statt mit 60 in Rente 
gehgehen dürfen; wieso angesichts der Lebenserwartung 
vonvon Frauen überhaupt ein Unterschied zu Männern 
gengemacht wird, war aus systematischer Sicht nie zu 
versverstehen. Aussiedler sollen niedrigere Renten be- 
konkommen: da diese keine Beiträge geleistet haben, 
sincsind entsprechende Transferleistungen generell aus 
derder Staats- und nicht aus der Rentenkasse zu zahlen. 
SysSystemfremd wäre allerdings eine Aussetzung der 
RerRentenanpassung in diesem Jahr; dies fiele schlicht 
untunter die Rubrik „politische W illkür“ . Wie verzweifelt 
maman versucht zu retten, was wahrscheinlich doch 
nichicht zu retten ist, wird durch das Vorhaben doku- 
mementiert, durch Änderung der Zahlungsweise der 
Arb^rbeitgeber einen einmaligen L iquiditätsschub in 
HöHöhe von 2 Mrd. DM in 1997 zu erreichen -  eine 
SurSumme, die dann zwangsläufig in Zukunft fehlt. 
VieVielleicht sollte das System doch etwas systemati
schscher auf den Prüfstand. ogm

Chemieindustrie

Sieg der Vernunft

W iW ährend sich die Tarifpartner in der Metallindustrie 
üb(über das Bündnis für Arbeit streiten und Verbands
präpräsidenten Strategien zur Abschaffung von Flächen- 
taritarifverträgen entwickeln, haben in einigen Branchen 
Ge Gewerkschaften und Arbeitgeber ihre Tarifabschlüsse 
be:besiegelt. Der jüngst von den Chemie-Tarifpartnern in

Rheinland-Pfalz abgeschlossene Pilotabschluß zeigt -  
ähnlich wie der in der Textilindustrie - ,  daß es durch
aus m öglich ist, Kostenentlastungen und mehr 
Flexibilität für die Unternehmen mit Maßnahmen zur 
Arbeitsplatzsicherung zu verbinden. Neben einer 
Lohnerhöhung um 2% und einer verstärkten För
derung der Altersteilzeit wird von Gewerkschaftsseite 
als w ichtigster Punkt des Tarifabkommens der Aus
gleich von Überstunden durch Freizeit innerhalb eines 
Monats hervorgehoben. Ein Überstundenzuschlag 
von 25% wird nur dann fällig, wenn der Freizeit
ausgleich nicht innerhalb eines Monats erbracht wird, 
aber auch dieser Zuschlag muß durch Freizeit abge
golten werden. Die Arbeitgeber haben zugesichert, 
daß zum 1. Juli der Stellenabbau in der Chemie ge
stoppt wird.

Die Erwartung der Gewerkschaft, daß durch die 
Überstundenregelung und die Förderung der Alters
teilzeit während der einjährigen Laufzeit des Tarif
vertrages zusätzlich 25000 Arbeitsplätze geschaffen 
werden -  dies entspräche immerhin einem Zuwachs 
von 4% - , ist zwar mit Sicherheit überzogen, denn 
bis zum 1. Juli ist eher mit weiteren Entlassungen zu 
rechnen. Dennoch ist dieser Tarifabschluß als ein Sieg 
der Vernunft und ein Bekenntnis der IG Chemie zu ih
rer Verantwortung für die Beschäftigung anzusehen. 
Sicherlich ist das „Modell Chemie“ nicht ohne weite
res auf andere Branchen übertragbar. Es macht aber 
deutlich, daß „Bündnisse für Arbeit“ durchaus eine 
Chance haben. dw

Klimaschutz

Verlagerung der Verantwortung

W ie  BDI-Präsident Hans-Olaf Henkel bekanntgab, 
hat die deutsche W irtschaft ihre 1995 kurz vor dem 
Klimagipfel In Berlin beschlossene freiwillige Selbst
verpflichtung präzisiert und erweitert. Statt bisher 15 
wollen jetzt 19 Verbände ihre Kohlendioxid-Emis
sionen bzw. ihren spezifischen Energieverbrauch bis 
zum Jahr 2005 um 20% senken; diese Verbände ver
brauchen fast 80% der industriellen Endenergie. Das 
Rheinisch-Westfälische Institut für W irtschaftsfor
schung soll die Einhaltung der Selbstverpflichtung im 
Auftrag der Bundesregierung und der Wirtschaft über
prüfen und jährlich Bericht erstatten. Zum Ausgleich 
erwartet der BDI einen Verzicht auf Ökosteuern und, 
falls es EU-weit zu CO.- oder Energiesteuern kommen 
sollte, eine Befreiung der an der Selbstverpflichtung 
beteiligten Unternehmen.
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Durch den Einsatz einer freiwilligen Selbstverpflich
tung als umweltpolitisches Instrument wird Verant
wortung vom Staat auf die W irtschaft verlagert. Da
durch können sich die Grenzen zwischen öffentlichen 
und privaten Aufgaben verwischen. Es besteht die 
Gefahr, daß das umweltpolitische Ziel nicht erreicht 
wird und durch wettbewerbsbehindernde Absprachen 
sogar die marktliche Koordination außer Kraft gesetzt 
wird.

Eine 20% ige Energieeinsparung ist m it hohen 
Kosten verbunden. Wenn das umweltpolitische Ziel, 
das vom BDI offensichtlich schon in neuer Verantwor
tung nach unten korrigiert wurde, nicht erreicht wird, 
dürfte die Drohung, schließlich doch noch Steuern zu 
erheben, als Sanktionsmöglichkeit wohl nicht ausrei
chen. Die politischen Entscheidungsträger sind hier 
zu warnen, dem Reiz dieser freiwilligen Selbstver
pflichtung zu verfallen und ihre Verantwortlichkeit ab
zugeben. cw

Maastricht II

Auftakt zum Konferenzmarathon

A u f der am 29. März in Turin eröffneten Regierungs
konferenz („Maastricht II“), die auf etwa ein Jahr an
gelegt ist, sollen die Hauptlinien für die europäische 
Integrationspolitik bis weit ins nächste Jahrtausend 
hinein gezogen werden. Dabei gilt es, die Dualität zw i
schen nationalstaatlicher Legitimation und Kompe
tenzübertragung an die Union deutlicher zu machen 
und in diesem Zusammenhang die Strukturen und 
Entscheidungsverfahren zu vereinfachen und transpa
renter zu gestalten, die Institutionen nach Legitimation 
und Effizienz den Erfordernissen einer erweiterten 
Union anzupassen und die Art der Integration neuer 
Mitglieder aufzuzeigen.

Spiegelte schon der Bericht der „Reflexionsgruppe“ 
durch geringe inhaltliche und ländermäßige positio
neile Konkretheit wider, daß der Einigungsprozeß auf 
der Konferenz nicht leicht wird, so wird dieser 
Eindruck noch verstärkt, wenn man die dezidierten 
Stellungnahmen einzelner Länder heranzieht. Danach 
dürfen die Erwartungen hinsichtlich einer effizienten, 
auf Kontinuität gerichteten Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik nicht überschätzt werden. Fraglich 
ist auch, ob in der Gemeinsamen Innen- und Rechts
politik mehr als kosmetische Verbesserungen der Zu
sammenarbeit möglich sind. Das Gehakel um die 
Beteiligung des Europäischen Parlaments an der Kon
ferenz und die vereinbarte Minimallösung sind ein

Indikator dafür, daß die Rolle des Parlaments kaum 
gestärkt werden dürfte. Zudem belasten wirtschaft
liche Forderungen einzelner Länder außerhalb der 
Maastricht-Agenda die Verwirklichung von Konferenz
zielen. Die Erwartungen an die Konferenz dürfen so
mit, was die Fähigkeit wie auch die Bereitschaft zur 
weiteren Integration anbetrifft, nicht zu hoch gesteckt 
werden. Möglicherweise werden flexiblere Integra
tionsmethoden an Bedeutung gewinnen. kr

BSE

Weitgehende Solidarität

U nm itte lbar nachdem die britische Regierung be
kanntgeben mußte, daß die als „Rinderwahnsinn“ be
kannte Seuche BSE möglicherweise auf Menschen 
übertragbar sei, erließ eine Reihe von Staaten, darun
ter Deutschland, Importverbote für britisches Rind
fleisch. Die EU-Kommission akzeptierte jetzt die 
Schutzvorschrift des Art. 36 EG-Vertrag als Be
gründung. Noch kurz zuvor hatte sie Deutschland 
wegen des Importstopps dreier Bundesländer ein 
Verfahren vor dem Europäischen Gerichtshof ange
droht. Mit einer Ausfuhrsperre für britisches Rind
fleisch vollzog die Kommission dann selbst nur noch 
nach, was einzelne Mitgliedsländer bereits durch ei
gene Maßnahmen in Gang gesetzt hatten.

Die britische Regierung, die in der Vergangenheit 
die Gefährlichkeit von BSE für den Menschen katego
risch geleugnet hatte, blieb ihrer Verharmlosungs-und 
Verzögerungsstrategie treu. Mit vorgeblich „neuen 
Erkenntnissen“ versuchte sie zunächst, die EU-Kom
mission von dem Ausfuhrstopp abzubringen. Zähne
knirschend mußte sie dann jedoch ein generelles 
Exportverbot für Rindfleisch ohne Zeitlim it sowie 
weitere Maßnahmen wie die Schlachtung aller über 
30 Monate alten Rinder hinnehmen. Im Poker um die 
Kostenübernahme erreichte Großbritannien immerhin, 
daß Brüssel 70% der Entschädigung der Bauern fijr 
die geschlachteten Rinder übernimmt. Die Union zeigt 
damit eine sehr weitgehende Solidarität mit ihrem in
tegrationsunwilligsten Mitglied, das noch immer von 
einer mit seinem Agrarmarkt begründeten Vorzugs
regelung für seinen EU-Haushaltsbeitrag profitiert. 
Wenig verständlich ist im übrigen die Einbeziehung 
britischer Erzeuger in Unionsankäufe von 50000 t 
Rindfleisch, mit denen die EU-Bauern vor weiterem 
Preisverfall geschützt werden sollen; schließlich dürf
te britisches Rindfleisch wohl kaum die erforderliche 
„Verkaufs- und Genußfähigkeit“ besitzen. hk
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